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Deutſchland. 
Verlin, 8. April. Sr. Durchlaucht dem Herrn Herzog 

von Ratibor iſt folgendes Allerhöchſtes Schreiben zugegangen: 
Der Empfang des Berichts über die Leiſtungen der ſchleſiſchen 


Malteſer Ritter während des letzten Krieges giebt Mir die er- 


wünſchte Veranlaſſung, Ihnen, wie bereits während jenes Krieges, 
Meine dankbare Anerkennung der hoben Verdienſte des Ordens in 
Schleſien und auf dem Kriegsſchauplatze auszufpregen. Ich freue 
Mich daß Ste ſowohl durch Höre Stellung als durch Ihre Ge⸗ 
ſinnung berufen ſind, ihm perſönlich Ihre volle Thätigkeit zu wid⸗ 
men. Sehr wichtig für die vaterländiſchen Zwecke, welche Ihr 


Orden im Kriege und im Frieden vertritt, iſt die Königliche Ver- 


leibung der Rechte, die fein chriſtliches Wirken zu unterſtützen und 


ſeine biſtoriſchen Aufgaben ferner zu begünſtigen geeignet find. 


den 7. 1867. 
Berlin, den 7. Aprt i enen 
0 erzog Victor v. Ratibor. 
* each auf der Pariſer Induſtrie-Ausſtellung noch Manches 
gu ordnen iſt, ſo werden die Deputirten des landwirtbſchaftlichen 
Minſſtertums erſt Anfangs kommenden Monats dahin abreijen. 
— Auf dem ſechsten deutſchen Feuerwehrtage zu Leipzig 
wurde bekanntlich der Beſchluß gefaßt, den ſiebenten deutſchen 
Feuerwehrtag 1867 in Braunſchweig abzuhalten. Der Komman- 
deur der Geſammtfeuerwehr in Braunſchweig macht nun in der 


deutſchen Turnzeitung bekannt, daß die Behörden der Stadt Braun- 


ſchweig ſofort dieſem Beſchluſſe freudig ihre Zuſtimmung ertheilt 
baben; die Stadt werde ihr Möglichſtes thun, die Beſtrebungen 
der Feuerwehrverſammlungen, deren praktiſch-inſtrukttver Charakter 
bleiben werde, zu unterſtützen, und es iſt nun nach vorgängigem 
Benehmen mit Magirus in Ulm, dem Vorſitzenden des Comité für 
die deutſchen Feuerwehrverſammlungen, die Abhaltung des fiebenten 
deutſchen Feuerwehrtags für die zweite Hälfte des Monats Auguſt 
Ausſicht genommen. Es wird damit wieder eine Ausſtellung 
von Feuerlöſchgeräthen aller Art verbunden ſein. a 
g — Der wegen Verdachts an der Theilnahme des Cornp'ſchen 
Mordes in Randow feſtgenommene Schuhmachergeſelle Klein aus 
Wohlau if am Sonnabend Abend von Küſtrin bier eingebracht 
worden. Die bisher von demſelben erlangten Geſtändniſſe ſetzen, 
wie die „Kreuzzeitung“ hört, feine Theilnabme an dem Morde außer 
Jweſfel und dürften weſentlich zur Ueberführung dee andern Mit- 
culdigen beitragen. (Klein iſt am letzten Donnerſtag durch den 
Mei Kommifjarius Pick, welcher ihn von Straußberg an ver- 
folgt hatte, verbaftet. Er war mit allen Papieren verſehen und 
trug noch h einer bedeutenden Krapmwunde am Halſe.) 
— Wie wir hören, wird, falls die Bundesregierungen bei 
der Schluß berathung des Verfaſſungsentwurfs darauf beſtehen joll- 
ten, daß die Zuſicherung von Diäten aus der Verfaſſung entfernt 
werde, wahrſcheinlich ein Kompromiß in der Weiſe zu Stande 
ommen, daß die national-liberale Partel auf die Beſtimmung, 
welche die Diäten garantirt, verzichtet, falls die Regierung ihrer- 
fette den urſprünglichen Artikel des Entwurfs aufgiebt, welcher die 
fäten verſagt, jo daß die Frage vorläufig eine offene und alſo 
den einzelnen Staaten zur Regelung überlaſſen bleiben würde. 
— die „B. B.-.“ berichtet über die Luxemburger Angele⸗ 
genheit wie folgt: Auf die geſtrige Erregtheit iſt beute eine xubi- 
gere Stimmung gefolgt, nachdem auch bis zu dieſem Augenblick 
don Feiner Seite her irgend welche konkreten Nachrichten eingetroffen 
diu, welcht den jo weit gehenden Befürchtungen eine thatſächliche 
nterlage gewähren. Wir werden zur Aufklärung des ganzen 
Sachverhalts in Folgendem kurz einige Andeutungen zuſammen- 
ſtellen. Die Luxemburger Angelegenheit iſt keineswegs in der 
lüngſten Zelt als eine ganz neue Frage aufgetaucht, ſondern, wie 
Ir böten, wurde dieſelbe dereitd zur Zeit der Nikolsburger Ver- 
Landlungen erörtert. Wenngleich die zu jener Zeit von franzöſiſcher 
Seite herbeigeführten Pourparlers zu feſten Stipulationen nicht 
geführt, jo glaubt doch die franzöſiſche Regierung durch dicſelben 
u Exwartungen berechtigt zu fein, für deren Realifirung fie nun- 
mehr den Zeitpunkt für gekommen erachtet. Das Kabinet der 
Tuilerien trat daher in Verhandlung mit der holländiſchen Regie 
ung, rejp. veranlaßte die letztere, mit entſprechenden Vorſchlägen 
bervorzutreten, wobei ein Widerſtand Seitens Preußens nicht er- 
wartet wurde. Dieſen in beſtimmter Weiſe auszusprechen, hat ſich 
auch bis beute dle preußiſche Regierung noch nicht veranlaßt ge- 
fübte; fie hat nur anderen für unſere Interefjen in ſchäßens werther 
N eltend gemachten Einflüſſen ihre eigenen hinzugefügt, um 
rk — Regierung zur Abſtandnahme von dem profektirten 
— Rücktritte Hollands und erſt in den allerjüngſten Tagen hat 
Di Tranzöfljehe Meglerung direkt bei dem biefigen Kabinet eint 
lekuſſton ber Angelegenheit angeregt, ſie dürfte aber ſchwerlich 
ane andere Antwort erhalten, als den ſchon in der Biemarckſchen 
Entgegnung auf die Interpellation von Bennigſens theilweise ge- 
ötbenen Hinweis auf die Nothwendigkelt der Verftändigung zwiſchen 
den deutſchen Regierungen, auf die Betheiligung der Mächte, welche 
die Verträge von 1839 vollzogen baben, auf die Haltung des 
norddeutſchen Reichstags und der ganzen offentlichen Meinung in 
Deutſchland, auf das eigentbümliche Berhältaiß dieſer Angelegen⸗ 
bel zu dem Nattonalitäts⸗Prinzip, 100 doch das Großherzogtbum 
taulſchen Charakters ſei, auf die wichtigen ſtrategiſchen Intereſſen, 
udlich auf die bedeutenden pekuntären Opfer, welche die Mit- 
glieder des alten deutſchen Bundes zum Ausbau der Feſtrng 
Uremburg gebracht haben. Mit aller Beſtimmtheſt glauben wir 
verſichern zu können, daß bis jetzt eine Geneigtheit zum Aufgeben 
20 Beſatzungsrechtes von preußiſcher Seite in keiner Weiſe zu er- 
zunen gegeben iſt, da man von der Anſicht ausgebt, daß die 


ung Luxemburg in Preußens Hand nur von defenſiver Bedeu- 


unſerer Erkundigungen zur Zelt u 


egen, was denn bekanntlich auch gelungen iſt. Nach 


7 


Seit 


Dienſtag, den 9. April. 


Abendblatt. 


tung, im franzöſiſchen Beſitze die größten Gefahren, als mächtiger 
Stützpunkt für eine Offenſive Frankreichs, bieten würde. Wir hören 
ferner, daß ganz beſtimmte Indizien dafür vorbanden ſeien, daß 
Frankreich ſchon jetzt mit dem Großherzogtbum Luxemburg ſich nicht 
zu begnügen, ſondern in Verbindung mit dieſem Erwerbe eine 
weitere Grenzverbeſſerung auf Koſten Belgiens zu erzielen gefon- 
nen war. Derartige Pläne aber iſt man in Berlin nicht zu er- 
muthigen, viel weniger zu unterflügen geneigt, und die franzöſiſche 
Regterung dürfte, wenn ihr anders Zweifel in dieſer Beziehung 
belwohnten, darüber im Hinblicke auf das freundſchaftliche Verhält- 
niß zwiſchem dem Brüſſeler und dem bieſigen Hofe, das in der 
nahe bevorſtehenden Vermählung des Grafen von Flandern mit 
der Prinzeſſin von Hohenzollern einen eklatanten Ausdruck finden 
wird, völlig in's Klare Femme In Parts ſcheinen nun aber 
neuerdings zwei Thatſachen eine große Erregtbeit bervorgerufen zu 
haben und als eine Manifeſtatioß gegen Frankreich aufgefaßt wor⸗ 
den zu fein, Einerſeits nämlich: die Veröffentlichung der ſüddeut⸗ 
ſchen Bündniſſe und die damit begonnene Bejeitigung der Main- 
linie, andererſelts die eben jezz unternommene Negocitrung der 
30 Millionen Anleihe. Eine Reſhenfolge uns heute vorliegender 
telegraphiſcher Depeſchen bekunden durchweg, daß man dies letztere 
Faktum in einem entſchieden preußenfeindlichen Sinne ausgebeutet 
bat, und daß weſentlich dadurch die große Beunruhigung hervor- 
gerufen iſt, welche in den ſtaren Koursrückgängen der dortigen 
Börſe ihren äußeren Ausdruck funden hat. Durch dieſe große 
ſich bekundende Agltatlon mag deß franzöſiſchen Regierung es we— 
ſentlich erſchwert werden, die Lußemburger Frage für den Augen- 
blick auf ſich beruhen zu laſſen, ud es mag als ein Zugeftänduiß 
an die öffentliche Meinung in Füißkrelch anzuſehen ſei, daß auch 
die offiztöſe dortige Preſſe, wie g. B. die „Patrie“, ſich in dem 
Sinne, wie es geſchehen iſt, über le Frage ausſpricht; zu ernſten 
Beſorgniſſen wird aber daraus jo weniger ein Grund berzu- 
nehmen ſein, da nach unſern Jnfßmationen in den hieſigen maß 
gebenden Kreiſen und namentlich n Allerhöchſter Stelle die größte 
Geneigtheit vorhanden jein ſoll, en freundſchaftlichen Gefühlen 
für den Kaiſer von Frankreich glichſte Rechnung zu tragen. 
Irgend eine Thatſache, welche zu Annahme Vexanlaſſung giebt, 
es werde die Entſcheidung der en ſchwebenden Frage dem 
Kriegsglücke anheimgegeben werde, 


— 


Berlin, 8. April. (Nordde r Reichstag.) 29. Sitzung. 
(Schluß.) Art. 62 lautet: „Art. 62 nicht beſondere Konventionen 
ein anderes beſtimmen, ernennen die Bundesfürſten, beziehen tlich die Se⸗ 


nate, die Ofſftziere ihrer Kontingente, auit der Einſchränkung des Art. 60. 
S 


Sie find Chefs aller ihren Gebieten angehörenden Truppelltheile und ge⸗ 
nießen die damit verbundenen Ehren. e haben namentlich das Recht der 
Inſpizirung zu jeder Zeit, und erhalten, außer den regelmäßigen Rapporten 
und Meldungen über vorkommende Veränderungen, Behufs der nöthigen 
landesherrlichen Publikation, rechtzeitige Mittheilung von deu die betreffen ⸗ 
ren Truppentheile berührenden Avancements und Ernennungen. Auch ſteht 
ihnen das Recht zu, zu polizeilichen Zwecken nicht blos ihre eigenen Trup⸗ 
pen zu verwenden, ſondern auch alle anderen Truppentheile der Bundes⸗ 
armee, welche in ipven Laudergebieten dislozirt find, zu reguiriren.“ Dieſer 
Artikel wird, da weder Amend ements vorliegen, noch ſich ein Redner zu 
Wort gemeldet, ohne Diskuſſion angenommen. — Art. 63 lautet. „Er⸗ 
Per an dem Militär⸗Etat fallen unter keinen Umſtänden einer einzelnen 
Regierung, ſondern jederzeit der Bundeskaſſe zu.“ — Zu demſelben be⸗ 
antragen die Abgg. Duncker (Berlin) und Waldeck und Genoſſen: Dem 
Artikel 63 am Schluſſe beizufügen: „Doch kaun über dieſelben nur unter 
Zuſtimmung des Reichstages verfügt werden.“ — Ohne Debatte wird auch 
dieſes Amendement abgelehnt und der Artikel 63 in ver Faſſung der Re⸗ 
gierungs-Vorlage angenommen. — Es folgt Art. 64. Derſelbe lautet: 
Art. 64. Der Bundesfeldherr kaun, wenn die öffentliche Sicherheit in dem 
Bundesgebiete bedroht iſt, einen jeden Theil deſſelben in Kriegszuſtand er⸗ 
klären. Bis zum Erlaß eines die Vorausſetzungen, die Form der Verklün⸗ 
digung und die Wirkungen einer ſolchen Elklärung regelnden Bundes- 
geſetzes gelten dafür die Vorſchriften des preußischen Geſetzes vom 10. Mai 
1849. (Geſetz-Samml. 1849. S. 165 bis 171.) — Hierzu liegen die fol- 
esch Amendements vor: 1. Vom Abg. Rohden: Der Reichstag wolle 
eſchließen, ſtatt des Artikel 64 folgende Beſtimmung anzunehmen: Für 
den Fall eines Krieges oder Aufruhrs kaun bei dringender Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit der Belagerungszuſtand zeit- und diſtriktsweiſe ver- 
hängt werden. Das Nähere beſtimmt ein Bundesgeſetz. — 2 Von den 
Abgg. Duncker (Berlin), Dr. Waldeck und Geuoſſen: Den Artikel 64 zu 
ſtreichen und am Schluffe des Abſchnitts folgenden Artikel zu ſetzen: Ar⸗ 
tikel... Das Bundespräſidium ernennt den Bundeskriegs“ und Bundes- 
marineminiſter, welche dieſe Geſchäftszweige verwalten und dafür dem 
Reichstage verantwortlich find. Bis zur definitiven Organiſation des Bun⸗ 
deskriegs⸗ und Marineweſens wird die Verwaltung derſelben durch den 
Königlich preußiſchen Kriegs- und Marine-Minifter geführt. — 3. Von den 
Abgg. Forckenbeck und Genoſſen: In Art. 64 ſtatt des Datums des Ge⸗ 
ſetzes vom 10. Mai 1849 zu setzen: „vom 4. Juni 1851 (Geſetz-Samml. 
pro 1851, Seite 451 und folgende), — 4. Von den Abgg. Ergleben, 
v. Röſſing und Genoffen: Im Art. 64 hinter dem Worte „deſſelben“ ein⸗ 
zuſchieben? „nach vorgängigem Beſchluß des Bundesraths“. — Bei der De- 
batte erhält zuerſt das Wort der Abg. Rohden: Durch dieſen Artikel 
find folgende Grundrechte in Frage geſtellt: Freiheit der Perſon, Unverletz⸗ 
lichkeit der Wohnung, Gericht durch den zuſtehenden Richter, Verſammlungs⸗ 
und Vereinsrecht. Wenn Sie Beſtimmung dieſer Rechte den einzelnen 
Staaten überlaſſen (ſehr große Unruhe), ſo müſſen Sie denſelben auch die 
Aufhebung gewähren. Wenn der Feldherr, der den Belagerungszuſtaud 
verhängt, verantwortlich fein ſoll für feine Anordnungen, fo wird das auch 
vom Bundesfeldherrn gelten. Wollen Sie nun den König von Preußen 
perſönlich verantworllich machen? Mein Vorſchlag geht dahin, dieſen Fall 
durch ein Bundesgeſetz näher beſtimmen zu laſſen. — Abg. Dr. Re: 
Dieſer Artikel hat die Erbaltung der Ruhe zum Zweck. In Preußen hat 
man ein genügendes Geſetz hierfür und in den kleinen Staaten auch; letz⸗ 
teren ſteht auch noch Art. 62 zur Seite. Preußen würde jetzt einen kon⸗ 
ſtitutionellen Rückſchritt machen und die kleinen Staaten kamen in Ver⸗ 
legeuhoit, wenn einer Schlägerei wegen der Belagerun,szuſtand verhängt 
würde. Wir haben in Hamburg Aufruhr nicht durch Militär beſeitigt, 
(Oho!), ſondern durch die Bürgergarde. — Die Diskuſſion wird geſchloſſen. 
Bei der Abſtimmung wird der Antrag des Abg. Rhoden abgelehnt, ebenſo 
der der Abgg. Cexleben und Roöſſing; dagegen wird der Artikel der Ver⸗ 
faſſung ſelbſt angenommen. Es wird jetzt die Diskuſſion eröffnet über den 
Zuſatzartikel der Abgg. Duncker und en eu. Es nimmt das Wert der 
Abg. Dr. Waldeck: Die Verantwortliche des Bundeskanzlers kann uns 
nicht genügen, denn er hat mit der ilitärverwaltung nichts zu thun. 


Wenn Sie nicht auf das konstitutionelle Prinzip ganzlich verzichten wollen, 


Preis in Stettin dierteljäbrlich 1 Tr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Votenlohn diertell. 1 Thlr. 7½ Sp 
monatlich 12½ Sgr.; 
für Preußen; viertel. 1 Thlr. 5 Sgr. 


ng. 


ſo gehen Sie hier auf die Sache ein, nachdem Sie fie ſo oft verworfen 
haben. Laſſen Sie den preußiſchen Kriegsminiſter im Bunde das verant⸗ 
wortliche Organ fein. Wir fl gewählt, die Rechte des Volkes zu wahren, 
ich weile Sie zum letzten Male auf dieſe Breſche hin. 

Die Diskuffion wird geſchloſſen. Bei der Abſtimmung wird der Zu⸗ 
ſatz abgelehnt. Es felgt die Generaldebatte über Abſchuitt XII. „Bundes 
finanzen“. Auf der Re dneiliſte ſteben für denſelben 6, gegen denſelben 
14 dedner. Der erſte Redner iſt der Abg. Scheerer: Das Budget muß 
nach meiner Anſicht in dem Entwurfe feine Stelle finden; aber man muß 
es nur als das Recht verſtehen, das Budget zu prüfen. Nach den Elöff- 
nungen des Hrn. Bundeskommiſſars werden wir für den Bund einen wirk⸗ 
lichen Etat haben. Ich halte es für zweckmäßig, den Etat gleich für die 
Dauer einer Legislaturperiode feſtenſtellen. Dem Antrage des Abg. Miguel 
ſtimme ich nur bei in der Vorausſetzung, daß auch das Amendement des 
Abg Dr. Fliedenthal, und noch meor das des Abg. Graf Bethuſy⸗Hue zur 
Anuabme kommt. Setzen Sie die Kraft und Stärke des Heeres keinen 
Schwag kungen aus, ſondern laſſen Sie die Ausgaben für das Bundeskriegs⸗ 
weſen auch nach der Periode fortdauern, die Sie früber beſtimmt haben. 
Ich empfeyle Jonen mit dem Amendement des Abg. Miqnel zugleich das 
des Abg. Graf Bethuſy-Hue. — Abg. Miquel: Ich finde drei Mängel 
in dem Abschnitte: 1) die dauernde Exzeption der Ausgaben für das Heer⸗ 
weſen, 2) die für die Marine und 3) die Ausſchreibung und Erhebung der 
Matrikular- Beiträge. Ich finde beſonders in dem letzten Punkte eine geoße 
Uaklarheit. Ein geordnetes Finanzſyſtem iſt weder bei dem Bunde noch 
anderswo möglich. Denn im Bunde wird es unmöglich fein, im Laufe 
des Jahres feſtzuſtellen, wie viel Einnahmen aus den Zöllen u fm. ein- 
flie en. Es konnen alſo auch die Matrikularbeiträge Noch nicht ee 
werden. Nehmen Sie uuſer Syſtem an, jo wird ſich von ſelbſt ein be⸗ 
ſtimmtes Defizit ergeben, und aus dieſem ergiebt ſich von ſelbſt dann die 
Hohe der zu erhebenden Matrikularbeiträge. Davei können dann die Ueber⸗ 
ſchüſſe, wenn auch nicht aus dem letzten, jo doch aus dem vorhergebenden 
Jahre berückſichtigt werden. Größere finanzielle Rechte wollen wir uns mit 
unſeren Amendemeunts nicht erſtreiten. Der Entwurf giebt ein vollſtändiges 
Eiunahme-Bewilligungsrecht. Denn indem wir die Ausgaben bewilligen, 


1867. 


haben wir auch das ee e weil die Verwaltung keine 


Einnahmen machen kann, für die wie keine Ausgaben bewilligt haben. 
Jeder weiß, daß das Budgetrecht einig und untheilbar iſt Unſer Amende⸗ 
ment beſtunmt nun auch, daß für die Uebergangszeit der Militärerat vor⸗ 
gelegt werden muß. Der Herr Kriegsminiſter hat ſelbſt erklärt, daß ihm 
eine ſolche Kontrole nur lied ſein koͤnne. Das Budgetrecht iſt ja faſt das 
einzige Recht, weiches dem Reichstage gegeben werden ſoll. — Abgeordneter 
Gebert: Ich will den Entwurf annehmen mit der Maßgabe, daß der 
Volksvertretung die nöthigen Garantien gegeben werden. In den meiſten 
Punkten, ſtimme ich mit dem Hrn. Vorredner überein, nur daß auch für 
die Uebergangszeit ein Etat für das Kriegsweſen vorgele t werden ſoll, dem 
kann ich nicht zuſtimmen; ich empfehle Ihnen unſer Amendement. — Abg. 
Erxleben: Ich halte die dreijährige Budgetperkode für paſſend; bin aber 
dafür, daß der Reichstag auch die Einnahmen zu bewilligen hat, beſond ers 
in Bezug auf die Matrikularbeitrage. Die Form des Geſetzes für das 
ue ſcheint mir nicht die paſſende zu ſein; ich glaube, daß von den Ber 
ſchluͤſſen des Bundesraths und Reichstages die geringere Summe immer 
die geſetzliche ſein muß. * 15 

Abg. Wagener (Neuſtettin): Da Sie b 
Amendements augenommen haben, jo iſt die Möglichkeit eines Komp 
miſſes für uns eigentlich fortgefallen. Ausgabe- und Einnahme ⸗Bewilli⸗ 
gungsrecht decken ſich keineswegs. Ich brauche nur auf Preußen hinzu⸗ 
weiſen. Die Matrikularbeiträge bezwecken die moͤglichſte Erhaltung der 
Selbſtſtändigkeit der Einzelſtaaten. Das Amenvement des Abg. Graf 
Bethuſy gewährt nur die Focterhebung der 225 Thlr., nicht aber das eine 
Prozent der Bevölkerung. — Abg. Gneiſt: Es kann unmöglich von einer 
eruſten Grundlage des Budgets geſprochen werden, wenn man mit einer 
Zerseißung deſſelben beginnt. Ich b fürworte das Syſtem Miquel mit 2 
ausdrücklichen Vorerklarüngen: 1. müſſen die Einnahmen in der Hauptſache 
geſichert ſein, 2. darf am Präſenzſtand der Armee, an der Hand des Be⸗ 
willigungsrechtes nicht gerüttelt werden. Es handelt ſich in dieſer Frage 
um die nothwendige und rückhaltloſe Anerlennung der Rechte hier und 
dort. Wenn der Reichstig einfeitig beſchließt, daß 50,000 Mann weniger 
dienen ſollen, ſo vermindert er die geſetzliche Dienſtzeit. (Sehr richtig!) 
Selbſt die Oppoſilion des preußiſchen Abgeordnetenhauſes verlangte die 
geſetzliche Beſtummung und Feſtſtellung des Präſenzſtandes, und das haben 
wir erhalten, gleichviel aus welchen Gründen. Es muß jetzt nicht nur der 
Abſolntismus der Monarchen, ſondern auch der Abſolutismus der Majori⸗ 
täten in den Kammern beſeitigt werden, und das geſchieht, wenn beiden 
eine geſetzliche Schranke gezogen wird. (Bravo.) Ich ſehe keine unberech⸗ 
tigte Forderung darin, daß die Volksvertretung die Macht haben wird, in 
der regelrechten Form iu der Geſetzgebung die Aufſtellung des Militäretats 
zu fordern, wenn die Zeit dazu gekommen it. Die Macht der Jutereſſen 
dräugt in ganz Europa auf eine Reduktion der ſtehenden Armee. Die Mit⸗ 
berathung des Volkes beim Budget iſt nothwendig, damit die Mannſchaften 
bei der Vertheilung nicht zu kurz kommen; denn das würde eine indir kte 
Beſteuerung der Anverwandten ſein. Es giebt aber keine wichtigere For⸗ 
derung, als die nach einem fixirten Ordinarium und einem beweglichen 
Extra- Ordinarium; beide können unter keinen Umſtänden getrennt werden. 
— Ich bin alſo der Meinung, daß wenn dieſes Syſtem wirklich ins Leben 
treten ſollte, es ſehr bald zuſammenbrechen würde. Wir haben in Deutſch⸗ 
laud die Erfahrung gemacht, daß „ nicht zuläiftg iſt, die einzelnen Zweige 
der Verwaltung auseinander zu reißen. Hat ſich nicht uberall die Seffent⸗ 
lichkeit der Verhandlungen über das Budget als ulltzlich dewährt? Die 
grüncliche Behandlung des Staatsyaushalis iſt die ſtarke Seite, durch 
welche die deutſchen Kammern einzig in der Welt daſtehen. Einen Zwi⸗ 
ſchenzuſtand halte ich aus oͤkonomiſchen Rückſichten für den beſten, wenn er 
kurz iſt. Ich bin der Ueberzeugung, daß gerade dieſe jährliche Budgetbe⸗ 
rathung das Lebeusprinzip für den Bundesſtaat iſt. — Bundes- K mmiſſar 
v. d. Heydt: Weun die Ausgaben feſtſtehen, jo können die Einnabmen 
nicht in Frage geſtellt werden. Es werden in jedem Jahre 25 Millionen 
durch Matrikularumlagen zu beſchaffen ſein. Wer das Recht hat zu bewilli⸗ 
gen, hat auch das Recht abzulepnen. Sollte der letzte Fall einmal eintre⸗ 
ten, jo würde das Bundespräftoium die Armee nicht aufrecht erhalten kön⸗ 
nen. Ju B zug auf den Etat kaun die Meinung nur dahin gehen, die 
Einnahmen im Voraus auf den Etat zu veranſchlagen. 

Bundes⸗Korimiſſar Kriegsminiſter v. Moon: Den materiellen De⸗ 
duktionen meines Herrn Kollegen habe ich noch einige formale Bemerkun⸗ 
gen zuzufügen; fie beziehen ſich bauptſächlich auf die mannigfachen und 
reichhaltigen Ausführungen des Abg. Gueiſt Ich hybe denſelben mit gro⸗ 
ßem Intereſſe gelauſcht und bemerkt, daß dies Jutereſſe im Hauſe allge⸗ 
mein getheilt wurde. Der Abg. Gueiſt hat in der That ſehr viel Inter ⸗ 
eſſantes geſagt und er hat meinen ganzen Beifall in allen den Punkten, 


in denen ich mir bewußt bin, weniger zu verſtehen, als er. (Heiterkeit. 


Dies iſt der Fall in allen Rechtsdedüktionen, vornämlich in Beziehung auf 


das Budgetrecht. Er hat nun bewieſen, daß die Beſorgniß vor dem Miß⸗ 
brauch des Budgetrechts nicht begründet ſei, oder es vielmehr zu beweifen 
verſucht. Obgleich er nun Alles ſeyr gründlich erwogen und in klarer 
Weiſe beſprochen, hat er mich leider nicht überzeugt davon, ich glaube viel⸗ 
mehr, daß ſeiner Auseinanderſetzung ungeachtet, ein Mißbrauch von einem 
mißverſtandeuen Budgetrecht gemacht werden könnte. Ich glaube all rdings, 
daß alle derartige Erklärungen von der Trivüne ein gewiſſes Necht und 
eine gewiſſe Bedeutung haben; aber eine rechtsverbindliche Bedeutung haben 
fie nicht eher, als bis der Jubalt ſolcher Erklärungen auch im Verfaſſung 

Eutwurf einen entſprechenden Ausdruck gefunden bat. — Die Amendemellis 


Ka. 


m une r 
ud en 


Miquel können dieſe Beſorgniß keineswegs befeitigen, ſondern dieſen Amen⸗ 
dement iſt erſt die Vervollſtändigung zu geben dhrch Unteramendements, 
wie das des Abg. Bethuſy⸗Huc. — Wenn fein ſolcher Mißbrauch zu be⸗ 
ſorgen iſt, wie der Abg. Gneiſt ſagt, ſo ſehe ich nicht ein, wenn das Haus 
ſeinen Ausführungen in dieſer Beziehung zuſtimmt, weshalb man dieſer 
Anſicht nicht einen verfaſſuugsmäßigen Ausdruck giebt, dies würde nicht 
nur im Intereſſe den Gegenwart, ſondern auch der Zukunft liegen. — 
Wir Alle, ich, meine Freunde und meine Gegner, die wir den Konflikt 
durchgekämpft haben, keiner von beiden Theilen, glaube ich, hat von dem 
Kampfe an ſich eine beſondere Befriedigung erhalten, und wenn ich auch 
mit Rückſicht auf meine Jahre nicht in der Lage bin, für meinen Theil 
eine Wiederkehr ſolcher Ereigniſſe zu erwarten, ſo wäre es doch 
eine Gewiſſeuloſigkeit meinerſeits, meinen Erben ein ſolches Ver⸗ 
mächtniß zu hinterlaſſen und ähnliche Verlegenheiten in Ausſicht zu 


ſtellen. Dies geſchähe aber durch die Annahme des Amendements. 


— Der Abg. Gneiſt hat nun ein Verhältniß berührt, von dem ich in 
aller Beſcheidenheit behaupten möchte, daß ich etwas mehr davon verſtehe 
als er, das Verhältniß des Kriegsminiſters. Der Herr Abgeordnete hat 
bewieſen — und er kann ja bei der ihm beiwohnenden großen Gewandtheit 
Alles beweiſen, was er will (Große Heiterkeit) —, daß der Kriegsminiſter 
kein Miniſter ſei, ſondern ein Weſen höherer Ordnung (Heiterkeit), das 


unumſchränkt im Staate walte und dem Niemand beikommen könne. Es 


hat mich in der That gewundert, daß gerade dieſer Herr Abgeordnete 
mich ſo hoch über ſich ſtellt (Heiterkeit), da er doch alle Mängel des Kriegs⸗ 
miniſters mit ganz beſonderer Schärfe entdeckt und betont. Da ich nun 
nicht glauben kann, daß er meine Perſon ſondern mein Amt meint, jo 
hält er dieſes alſo ſo hoch, daß er die Verwaltung deſſelben nicht einem 
Minifter, ſondern einem höheren Weſen zuſchreibt. (Heiterkeit) Nun, ich 
will ihn nicht widerlegen, zumal er großentheils mit meinem großen 
Beifall geſprochen hat in allen Sachen des Budgetrechts. Es war dies 
ganz meine Meinung, und ich will nur wünſchen, daß dieſe ſeine Mei⸗ 
nung einen verfaſſungsmäßigen Ausdruck in der Verfaſſung erhalte, die 
wir hier- berathen. (Beifall rechts.) — Der Antrag auf Schluß der Ge- 
neraldiskuſſion wird angenommen; es folgen perſönliche Bemerkungen. — Auf 
den Antrag mehrerer Abgeordneten wird Vertagung der Sitzung angenom⸗ 
men. — Der Präſident ſetzt die nächſte Sitzung auf Dienſtag 10 Uhr feſt 
und bemerkt, daß er hoffe, daß das Haus am Mittwoch die Vorberathung 
beenden werde. In dieſem Falle ſolle am Montag die Schluß⸗Berathung 
beginnen, und hoffentlich am Mittwoch nächſter Woche zu Ende kommen. 
— Wenn nun in der morgenden Tagesſitzung die aufgeſtellte T.⸗O. nicht 
erledigt werden würde, ſo ſolle morgen die Abendſitzung ſtattfinden. (All⸗ 
ſeitige Zuſtimmung.) Schluß 3 Uhr. 

Flensburg, 6, April. Geſtern wurden hier hundert und 
einige zwanzig Landwehrleute und Reſerviſten aus dem Norden 
eingebracht, die den Eld verweigert hatten und nun in das ſtehende 
Heer eingeſtellt werden ſollten. Nachdem ihnen heute Morgen noch- 
mals Vorhaltungen über die Thorheit ihres Verhaltens gemacht 
waren, wurden ſie nach der Marienkirche abgeführt, wo ihnen vom 
Diviflonsprediger Bußler auf Grund von Römer 13, 1 ans Herz 
gelegt wurde, wie die Obrigkeit, die gegenwärtig in Folge eines 
rechtlichen Friedensvertrages Gewalt über fie habe, der König Wil- 
helm von Preußen fei, wie es daher den bündigen und klaren Wor⸗ 
ten der heiligen Schrift zuwiderlaufe, dleſem ihren von Gott ge- 
ordneten König und Kriegsherrn den Eid der Treue und des Ge— 
horſams zu verweigern. Hierauf leiſteten alle bis auf einen den 
Eid. Auch dieſer Eine hat ſich im Laufe des Tages noch eines 
Beſſeren beſonnen und iſt dem Beiſplel der Anderen gefolgt. Es 
ſcheint, daß bei. den Leuten weniger Widerſpenſtigkeit und Hals- 


ſtarrigkeit der Grund der Verweigerung ei, ſondern zumeiſt Furcht 


vor der Behandlung zu Haufe, da der Haß der eingefleifchten Dä- 


nen wirklich keine Grenzen kennt und keine Mittel ſcheut, um die 


beſſeren und verſtändigeren Elemente einzuſchüchtern. Entſchleden 
durchgreifende Maßregeln der Reglerung ſolchem verderblichen Trei- 


ben gegenüber würden von den bellſamſten Folgen ſein, wie denn 
in der That die ſofortige Abführung der Eidesverwelgerer tüchtigen 
Reſpekt gegeben hat. 

München, 5. April. Nachſtehende Erklärung an den Für⸗ 
ſten v. Hohenlohe wurde heute von den Unterzeichnern zur Bei- 
trittserklärung an alle Mitglieder der Kammer der Abgeordneten 


verſchickt, um auch von Seite der baleriſchen Volksvertretung keinen 


Zweifel darüber beftehen zu laſſen, daß dleſelbe die Ehre und die 
Integrität Deutſchlands energiſch gewahrt wiſſen will. Die Er- 
klärung lautet: „Eure Durchlaucht! Nachdem ein blutiger Bürger⸗ 
krieg die Integrität deutſchen Gebietes unverſehrt gelaſſen hat, nach- 
dem die Alltanzverträge Preußens mit den ſüdweſideutſchen Staa⸗ 
ten dieſe Integrität aufs Neue zu verbürgen schienen, tft jetzt 
Deutſchland durch die Verhandlungen des Königs von Holland mit 
Frankreich plötzlich mit dem Verluſte eines alten deutſchen Landes 
bedrobt. Diejer Verluſt wäre größer, als der der wenigen Quadrat- 
meilen und der wenigen Tauſend Seelen, welche das Großherzog 
tbum Luxemburg umfaßt; es wäre ein Verluſt an Deutſchlands 


Ebre, wenn das Schicksal einer deutſchen Bevölkerung durch Ver 


kauf an das Ausland entſchleden werden ſollte. Das deutſche Volk 
hat ein Recht, von feinen Regierungen zu verlangen, das Deutſche 
geſchützt werden, wo immer eine Gefahr droht. Iſt auch in die⸗ 
ſer Frage Preußen in erſter Reihe berufen, die ihm vertrags mäßig 
zuſtehenden Rechte auf Luxemburg zu wahren, ſo hat doch auch 
Balern Pflichten gegen Deutſchland zu erfüllen, und wir werden 
es als eine erſte Frucht des Alltanzvertrages vom 22. Auguſt 1866 
begrüßen, wenn Batern keinen Zweifel darüber beſtehen läßt, daß 
es mit allen feinen Kräften für das bedrohte Land einftehen wird. 
Dies, Ew. Durchlaucht in tiefſter Verehrung auszuſprechen, wollten 
die Unterzeichneten um ſo weniger unterlaſſen, als ſie hiermit die 
Verſicherung verbinden können, da ſie in der bateriſchen Volksver⸗ 
tretung jede Anforderung kräftig unterſtützen werden, welche eine 
energiſche Politik zum Schutze Deutſchlands erheiſchen wird. Pözl. 
M. Barth. Hohenadel. Stenglein.“ 
Ausland. 

Paris, 6. April. Vom 6. d. wird gemeldet: Die halb- 
amtlichen Abendblätter haben den Auftrag bekommen, den Geſund⸗ 
beitszuftand des Kaiſerlichen Prinzen als „befriedigend“ darzuſtellen. 
Man glaubt jedoch dieſer Darſtellung nicht, da bekannt iſt, der 
Prinz babe ein viertes Geſchwür bekommen. Das Gerücht über- 
treibt natürlich die Sache noch; es meldet, die Aerzte hätten ge- 
jagt, der Prinz ſei nicht zu retten. Die Kaiſerin ſoll ſehr nieder- 
gebeugt ſein. 

— Das Miniſterium des Innern hat, wie aus einer Mit- 
thellung des „Moniteur“ bervorgeht, den Arbeitern, welche zum Be⸗ 
ſuche der Ausftellung hlerherkommen, im Falle einer Erkrankung die 
Aufnahme in dle beiden großen Pflegehäuſer in Vincennes und im 
Veſinet für die Dauer ibrer Rekonvalescenz bewilligt. 

Kandia. Aus Korfu wird unterm 5. April telegraphirt, 
daß nach einem dreitägigen Kampfe bei Hagia Baſiltos 3000 
Kandioten die Türken geſchlagen und bis zu den Thoren von 
Rethymo zutückgeworfen haben. Am 2. hat Hadji Michael einen 
neuen Vortheil über die Türken bei Kanea davon getragen. Wie 


über Athen gemeldet wird, iſt die Provinz Apokorona den Türken 
wiederum faſt ganz entriſſen worden. Die egpptiſchen Truppen be⸗ 
theiligten ſich ſelt mehreren Tagen nicht mehr am Kampfe. 


Pommern. 

Stettin, 8. April. Wie verlautet, hat Se. Königliche 
Hohelt der Kronprinz die in Grabow a. O. belegene prachtvolle 
Villa des Hrn. Kommerzlen-Raths Aug. Kreßmann in dieſen Tagen 
käuflich erworben. 5 

— Der Holzhauer B. wurde heute Vormittag bei dem Ver- 
ſuche, in dem Lokal des Schankwirthes Beyer, große Wollweber- 
ſtraße No. 67, die Ladenkaſſe zu entwenden, ergriffen und der Po- 
lizelbehörde überllefert. 

— Wie wir hören, iſt der Zuſtand des Hrn. Kriminal-Kom- 
miſſarius Schultz in Folge des nachhaltenden bedeutenden Blut- 
verluſtes ein jo bedenklicher, daß deſſen Wiederherſtellung be- 
gründeten Zweifeln unterliegt. 

— Das alte Gebäude der alten ritterſchaftlichen Privatbank 
in der Louiſenſtraße iſt geſtern vom Beſitzer des Etabliſſements 
Arthurbergs, Kaufmann Moriz Heymann, für 17,500 Thlr. 
angekauft worden. 

— In der verfloſſenen Nacht machte der Feldwebel a. D. 
Ernemann, welcher heute wegen eines Verbrechens gegen die 
Sittlichkeit vor dem Schwurgericht erſcheinen ſollte, ſelnem Leben 
dadurch ein Ende, daß er ſich in ſeiner Zelle an einem Handtuche 
erhängte. 

— Am Sonnabend den 6. ſchlug bei dem Sturm bei dem 
Sturm ein beladener Holzkahn in der Nähe des Königl. Bauhofes 
um, ebenſo ein anderer mit Holz bei der Königsfahrt, und zwel 
in der Nähe von Jaſenitz. Außerdem liegen oberhalb Stettin zwei 
Kähne mit Gypsſteinen im Grunde, einer unweit Nleder-Zahden, 
der andere bei Jungfernberg. Der bei Ziegenort geſtrandete Dampf- 
kahn iſt gehoben und auf flottem Waſſer, bei dem andern geſun⸗ 
kenen Kahn bel Ziegenort iſt man mit Löſchen der Planken be- 
ſchäftigt. Ebenfalls arbeitet man an den Kähnen bei Jaſenitz, in 
der Königsfahrt, und dem Kahn bei Nieder-Zahden. Der beim 
Bauhof umgefallene Kahn ward vorgeſtern entlöſcht und aufge⸗ 
richtet. : 

— Während der letzten Tage find wlederum verſchledene ſo⸗ 
wohl ſchwere als einfache Diebftähle verübt worden. Geſtern früh 
um 6 Uhr ſah der Portier des Hauſes Kirchplatz Nr. 2 ein bis- 
her nicht ermitteltes Frauenzimmer mit einem Packet jenes Haus 
verlaſſen und als er ſich kurz nachher in den Keller des Seiten- 
gebäudes begab, fand er vor der Kellertreppe ein Unterbett und 
eine Steppdecke. Auf Nachfrage im Hauſe ergab ſich, daß dieſe 
Gegenſtände dem daſelbſt wohnhaften Forſt-Inſpektor v. Span- 
genberg gehörten, ferner ſtellte ſich heraus, daß demſelben aus 
einer verſchloſſenen, muthmaßlich mittelſt Nachſchlüſſel oder Dietrich 
geöffneten Bodenkammer, eine ganze Menge werthvoller Gegen- 
ſtände geſtohlen feien. — Ebenſo wurde der Frau Hauptmann v. 
Schorlemer, Victortaplatz Nr. 5, in den Tagen vom 4. bis 6. 
d. M. aus elner verſchloſſenen Bodenkammer mittelſt Losbrechens 
der Latte, in der die Oeſe, die das vor der Thüre befindliche Vor⸗ 


legeſchloß hält, befindlich war, eine bedeutende Menge Wäſche ge- 


ſtohlen. — Dem Briefträger Mader, Wilhelmsſtraße Nr. 9, iſt 
am 7. d. M. ebenfalls aus einer verſchloſſenen Bodenkammer, ein 
dort zum Trocknen aufgehängter Bettbezug, wahrſcheinlich mittelft 
Durchzlehens deſſelben durch den Lattenverſchlag, geſtohlen. — Der 
Frauenſtraße Nr. 41 wohnhaften Wittwe Lemm iſt in den Tagen 
vom 5. bis 7. d. M. aus einem auf dem Flur ſtehenden verfchloj- 
ſenen Spinde ein großer Topf mit Schmalz und endlich dem Kut⸗ 
ſcher des Herrn Dr. Fränkel, Pahl, am 7. d. M. Nachmittags 
aus dem Pferdeſtalle in verſchledenen Münzſorten die Summe von 
8 Thlen. entwendet. — Die Thäter dieſer verſchiedenen Diebſtähle 
find bisher nicht ermittelt. 

Stettin, 9. April. In der geſtrigen Monatsverſammlung 
des hieſigen Gartenbau-Vereins verlas der Herr Vorſitzende 
nach verſchiedenen geſchäftlichen Mittheilungen einen vom Herrn 
Haffner -Radekow verfaßten längeren Auſſatz über die Anlage 
lleiner Blumengärten. — Sodann gelangten nachſtehende Fragen 
zum Vortrage: 1) Welche Blattpflanzen haben ſich auf Raſen zu 
pflanzen in unſerem Klima als widerſtandsfählg bewährt? Ant- 
wort: Canna, Caladium, Rheum Heracleum, Gunera seraba, 
Helianthus salieifolius, Cosmophyllum, Udea, Rieinus. 2) 
Hit die von Hage und Schmidt in Erfurt empfohlene Hepathica 
Angulosa bier bekannt? Antwort: Im Allgemeinen nicht; als 
beſonders empfindlich kann indeſſen die einfach und blau blübende 
bezeichnet werden. 3) Woher kommt es, daß die im Frübjahr 
blübende Kaiſerkrone trotz der beten Lauberde und des beſten 
Wachethums zu Anfang dennoch feine Blume treibt? Antwort: 
Starke Knollen und guter leichter Boden iſt für das Gedeihen der 
Pflanze Hauptſache. 4) Wober kommt das Moos auf den Raſen- 
plätzen und Blumenbeeten, welches binnen einigen Wochen ſich trotz 
des Beharkens der Fläche erzeugt? Antwort (durch die die vorliegende 
Frage indeſſen wohl nicht übrem eigentlichen Wortlaute nach erle- 
digt wird): Zur Vertilgung des Mooſes iſt im Anfange Torfaſche 
ein geeignetes Mittel, bei größerer Ausdehnung iſt daſſelbe nur 
durch Umgraben zu befeitigen. 5) Welche Erfahrungen liegen vor 
über den Schaden, den die Mäuſe in dieſem Jahre in den Gär⸗ 
ten angerichtet haben? Antwort: Die Mäuſe haben ſich in größerer 
Zahl namentlich in Miſtbeeten, außerdem aber auch in Treibhäu- 
ſern gezeigt, jedoch iſt nicht feſtgeſtelt, welcher Spezies dieſelben 
vorzugsweiſe angehörten. Herr Koch sen. bemerkte dabei gleich 
zeitig, daß Brodteig mit Phosphor angerichtet das wirkſamſte Ver- 
tilgungsmittel jei, er ſelbſt babe dadurch nach verschiedenen anderen, 
theilweiſe koſtſpieligen und fruchtloſen Verſuchen feine Mißbeete 
ſehr ſchnell von Mäuſen geſäubert. — Schließlich wurde Herrn 
Bröcker-Wendorff für ausgeſtellte und ihm ſelbſt aus Stedlin- 
gen gezogene 2 Exemplare Erica haemalis und 1 Exemplar 
Erica persoluta eine Geldprämie bewilligt. Wie wir hörten, iſt 
die Erica hier bisher noch gar nicht gezogen, ſondern nur Berlin 
und Dresden florirten bisher in der Zucht derſelben. 

rimmen, 5. April. Heute Vormittag brannte das Wohn- 
baus des Tiſchlermeiſters Diewitz in Neu-Zarrendorf ab, die Ent⸗ 
ſtebungsurſache des Feuers iſt noch nicht ermittelt. 


e Nachrichten. 


Neue 
Wien, 8. April. 175 franzöſiſche Botſchafter iſt heute nach 
Paris abgereiſt; feine Rückkehr dürfte in der nächſten Woche er⸗ 


folgen. — Der Kronprinz von Oeſterreich iſt an einem ſtarken 
Katarrb erkrankt und feine Heilung ſchreitet nur langſam vorwärts. 

Paris, 8. April. In der heutigen Sitzung des geſeßzge⸗ 
benden Körpers nahm der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, 
Marquis de Mouftier, das Wort, um folgende Erklärung abzuge⸗ 
ben: Der Katfer hat mir Befehl erthellt, die Lage bezüglich der 
Luxemburgiſchen Angelegenheit auseinanderzuſetzen. Die Kaiſerliche 
Regierung iſt von der tiefen Ueberzeugung beherrſcht, daß die wah⸗ 
ren und dauerden Intereſſen Frankreichs in der Aufrechterhaltung 
des europäiſchen Friedens liegen; ſie wird in ihren internattonalen 
Beziehungen nur von dem Gedanken der Beſchwichtigung getragen. 
Demgemäß hat fie auch nicht aus elgenem Antriebe die das Groß⸗ 
bherzogthum Luxemburg betreffende Frage aufgeworfen. Die unbe⸗ 
ſtimmte Stellung Limburgs und Luxemburgs hatte dem niederlän⸗ 
diſchen Kabinet Anlaß zu einer Mittheilung an Frankreich gegeben. 
Die Souveräne der beiden Länder wurden ſomit in die Lage ge⸗ 
ſetzt, ihre Anſichten über den Beſitz Luxemburgs auszutauſchen. 
Dieſe Vorbeſprechungen hatten noch keinen irgendwie offiziellen Cha⸗ 
rakter angenommen, als das Berliner Kabinet, von den Nieder⸗ 
landen über ‚feine Anſichten befragt, die Stipulatlonen der Verträge 
von 1839 anrief. Treu dem Prinzip, welches beſtändig unſere 
Politik geleitet hat, haben wir die Möglichkeit dieſer Gebtetserwer⸗ 
bung niemals anders als unter drei Bedingungen verſtanden: freie 
Zuſtimmung des Großherzogs von Luxemburg, loyale Prüfung der 
Intereſſen der Großmächte, durch allgemeine Abſtimmung zu bekun⸗ 
dender Wunſch der Bevölkerung. Wir ſind mithin geneigt, im 
Verein mit den anderen europäiſchen Kabinetten die Klaufeln der 
Verträge von 1839 zu prüfen. Wir werden in dleſe Prüfung mit 
dem vollſten Geiſte der Verſöhnlichkeit treten und glauben feſt, daß 
der Friede Europa's durch dieſen Incldenzfall nicht geſtört zu wer ⸗ 
den vermöchte. — Nach dieſer miniſteriellen Erklärung wurden drei 
Interpellatlonen über die Luxemburgiſche Angelegenheit Seitens der 
Majorität, des Tiers-Parti und der Oppofition eingebracht. Die 
Bureaux werden ſich über dieſelben ſchlüſſig machen. — Thlers ver⸗ 
langte die Vorlegung der die Angelegenheit betreffenden aus gewech⸗ 
ſelten Depeſchen. Der Staats miniſter Rouher erwiederte, die Luxem⸗ 
burger Angelegenheit jet noch nicht in den Händen der Diplomatie 
und Depeſchen exiſtirten daher nicht. — Ollivier war der Anſicht, 
die miniſterielle Erklärung ſei nicht klar genug über die Stellung 
Preußens gegenüber Frankreich, welche den Zeitungen zufolge eint 
beleidigende wäre. Das dürfe Frankreich nicht dulden. Redner 
glaubt, die Regierung werde ihre Schuldigkeit thun. Der Staats’ 
Miniſter erklärte hierauf, wenn die Bureaux die Genehmigung zu 
den Interpellationen ertheilen, jo werde die Reglerung weitere Er ⸗ 
klärungen abgeben. et 

Bukareſt, 8. April. Fürſt Michael von Serbien wird, 
von Konſtantinopel zurückkehrend, ſtündlich bier erwartet. 

Newyork, 5. April. Bel Richmond in Virginia kamen 
durch eine Exploſion in einer Kohlengrube 70 Perſonen ums 
Leben. 


zuge Depefche der Stettiner Zeitung. 
Berlin, 9. April. Reichstag. Auf die Interpellation 
der oberheſſiſchen Abgeordneten, betreffend den Eintritt von ganz 
Darmſtadt in den norddeutſchen Bund, erklärt Gra von Bis- 
mard, die darmſtädtiſche Regierung habe dleſen une noch nicht 
ausgedrückt. Geſchehe dies, ſo würden mit Rückſicht auf die 
Beſtimmungen des Prager Friedens, Oeſterreſch und die füddeut⸗ 
ſchen Staaten, namentlich Baiern, zu befragen ſein. Von Orſter⸗ 
reich ſei, bet der freundlichen Haltung, welche es füngft eingenom⸗ 
men, ſchwerlich Widerſpruch zu befürchten. 

Wien, 9. April. Aus Paris Hier eingetroffene Nach⸗ 
richten zufolge wird der Miedereintriit Drouy's in das Kabinet 
für wahrſcheinlich gehalten. 

Paris, 8. April, Abende. ZpCt. Rente nach Börſenſchluß 
67, 45, Abends 67, 10, ebenſo Italiener 51, 40, reſp. 60, 60. 
Abendbörſe: unruhig, unentſchloſſen, geſchäftslos. = 

Börſen⸗Berichte. 
Stettin, 9. April. Witterung: regnigt. Temperatur ＋ 8 R. 


Wind: SW. 

Sint e Me 8 5 8 

! em steigend bezahlt, loco pr. 8öpfd. gelber 85—91 1 
geringer 7584 , bez., 83—8ppfd. gelber Frühjahr 8714, 887. . 
bez., Br. u. Gd, Mai- Juni 87—87½ . bez. u. Br., Juni-Juli 85 
Kc bez., 86 34 Br., Juli-Auguſt 84½ 3% bez., 85 n Gd. u. Br., 
Septbr.⸗Oktober 79, 79½ , bez., 80 % Br. 0 

Roggen behauptet, pr. 2000 Pfd. loco 54—56½ % bez. Frühjahr 
54 % bez. u. Gd., Mai Juni 54 % bez. u. Br., Juni⸗Juli 54½ 9% 
bez. u. Gd., Septbr. Oktober 54½ . Gd. 

Gerſte ohne Umſatz. 

Hafer loco pr. 50pfd. 30—30½ 2 bez., 47 — 50pfd. Frühjahr 3¹ 
S Br., 303, 9% Gd., Mai⸗Juni 31 , bez. 

Erbſen loco Futter- 52 —54 % bez. - 

Rabel matt, loco 11 % Br., April «Mai, 1055,94 bez, Gb. 
15 2 u i bez., Br. u. Gd., September-Oftober 11542... ber 

7 2 55 

Spiritus matt, Schluß etwas fefter, Toco ohne Faß 16 ¼ , ½ N 
bez., mit Faß und ohne Faß 16% . bez., Frübiahr 16%, ½% FR bez. 
Mai⸗Juni 16 ¼ % bez., Juni-Juli 16% Br. u. Gd. 

Angemeldet: 1500 Ctr. Rüböl, 10,000 Qrt. Spiritus. 

Hamburg, 8. April. Getreidemarkt. Weizen loco höher für 180pfb- 
ab Roſtock 144 geboten. Pr. April 5400 Pfd. netto 155 Bankothaler Br., 
154 Gd, pr. Frühjahr 152 ¼ Br., 152 Gd. Roggen loco gute Kauflust. 
Pr. April 5000 Pfd. Brutto 95 Br., 93 Gd., pr. Frühjahr 90 Br. u. Gd. 
Hafer ſtill. Oel flau, loco 24, pr. Mai 24 ½, pr. Oktober 25. Spiri⸗ 
tus flau, zu 23%, angeboten. Kaffee: Verkauft 5000 Sack Laguayra zu 
6½ 8 ½. Zink ohne Umſatz. — Regen. 

Breslau, 8. April. Spiritus 8000 Tralles 16%. Weizen pr⸗ 
April 74. Roggen pr. April 55 ½, do. pr. Frühjahr 533: Rüböl pr. 
April 10½. Rapps pr. April 93 Br. Zink ohne Umſatz. Kleeſaat 
rothe unverändert, weiße matt. . 

London, 8. April. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Engliſcher Wel. 
zen 1—2, fremder 1 s theurer als vergangenen Montag; in engliſchem 
ſchwache Zufuhren. Gerſte 6d billiger. In Hafer gutes Geſchäft. — 
Reggenwetter. 


